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Bonn, den 1. Juli 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Besdilu ß des Bundestages in seiner 23 1 . Sitzung 
vom 1. Oktober 1952 - Nrn. 3697. 3637 der 
Drucksachen - übernalime der Priwallfähren 
auf den Bund 


Der Deutsche Bundestag hat zu den o. a. Drucksachen in seiner 
231. Sitzung am 1. Oktober 1952 beschlossen: 

„Die Bundesregierung wird beauftragt zu prüfen, ob der Übernahme 
der Priwallfähren im Gebiet der Hansestadt Lübeck von der 
Hansestadt Lübeck auf den Bund rechtliche Bedenken entgegen- 
stehen; im anderen Falle durch Verhandlungen mit der Hansestadt 
Lübeck die Verpflichtung zu übernehmen, in Anlehnung an die 
vor 1945 mit dem Dcutsdicn Reiche getroffenen Vereinbarungen 
einen Anteil an den Fehlbeträgen des Fährbetriebes zu übernehmen.” 

Nach Prüfung der Voraussetzungen, die dem Bundestagsbeschluß 
zugrundegelegt wurden, beehre ich mich, mitzuteilen, daß der 
Bundesregierung die Übernahme der Priwallfähre auf den Bund 
sowie die Leistung von Bundeszusdiüssen an eine kommunale Ein- 
richtung aus Rechtsgründen nicht möglich erscheint. 

Für diese Stellungnahme sind folgende Erwägungen maßgebend; 

1. Die Priwall-Halbinsel ist mit dem sowjetisch besetzten Teil 
Deutschlands durch einen schmalen Landstreifen verbunden. Diese 
Landverbindung hatte im Verhältnis zu dem Verkehr der Halb- 
insel mit dem Raum Lübeck nur eine untergeordnete Bedeutung. 
Durch die Zonengrenzziehung ist der Verkehr zwischen dem 
Priwall und dem Gebiet der Hansestadt Lübeck deshalb nicht 
nennenswert berührt worden. Der Verkehr wurde schon immer 
durch die Priwallfähre vermittelt, die eine Einrichtung der Hanse- 
stadt Lübeck ist. Bei dem Übergang der Wasserstraßen von den 
Ländern auf das Reich auf Grund des Staats Vertrages vom 
29. Juli 1921 (RGBl. S. 961 u. Preuss. G. S. 1921 S. 519) waren 
nach § 1 Nr. 1 Abs. 2 Satz 3 die Fähren und das Fährregal an 
den natürlichen Wasserstraßen von dem Übergang ausgeschlossen. 
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Diese Bestimmung gilt auch heute sinngemäß auf Grund des § 1 
Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes über die vermögensrechtlichen Ver- 
hältnisse der Bundeswasserstraßen vom 21. Mai 1951 (BGBl. I 
S. 352). Infolgedessen besteht mangels einer Rechtsgrundlage 
keine Möglichkeit, eine Fähre an einer natürlichen Wasserstraße 
auf den Bund zu übernehmen. 

2. Gelegentlich der Überleitung von bestimmten Fähreinrichtungen 
auf das Land Preußen im Jahre 1937 versuchte Lübeck, die 
Priwallfähren ganz abzustoßen, weil Lübeck wegen der geringen 
Besiedlung des Priwalls die Fährverbindung bezuschussen mußte. 
Dieser Versuch gelang jedoch nicht. Die Trägerschaft für die 
Priwallfähren verblieb auf Grund der Verordnung vom 9. No- 
vember 1938 (Preuß. G. S. S. 121) bei der Fiansestadt Lübeck. 
Diese Rechtslage wurde durch den Reichsverkehrsminister in seiner 
Eigenschaft als Preußischer Verkehrsminister durch Erlaß vom 
3. Mai 1939 - S 18 - Pr. 482/39 - bestätigt. Lübeck stellte 
daraufhin die Bemühungen ein, den Übergang der Priwallfähren 
auf das Land Preußen zu erreidien. Stattdessen wurden in dem 
Vertrage mit dem Deutschen Reich - Reichsfiskus Luftfahrt - 
vom 29. August 1944 das neue Fährsdiiff der Luftwaffe und 
die neu erriditeten Landungsanlagen für die Priwallwagenfähre 
unentgeltlich der Fiansestadt Lübeck übereignet und ein Zuschuß 
zum Fehlbetrag zugesagt. Dafür übernahm die Fiansestadt 
Lübeck die kostenlose Beförderung des Lufiwaffcnpersonals sowie 
sämtlicher Fahrzeuge, Güter und Tiere der Luftwaffe. Es kann 
dahingestellt bleiben, ob der .Vertrag durch die Kriegsfolgen 
gegenstandslos geworden ist, denn die OFD Kiel hat den Vertrag 
vorsorglich am 24. November 1947 mit Wirkung vom 
21. Mai 1948 gekündigt. Die Fiansestadt Lübeck, die aus dem 
Vertrag einen erheblichen Vermögenszuwachs erzielt und das 
Fährschiff inzwischen vom Bund erworben hat, kann weitere 
Forderungen daraus nicht mehr hcrleiten. 

3. Die Besiedlung des Priwalls hat sich nach den Angaben der 
Fiansestadt Lübeck wie folgt entwickelt: 

a) 1933 = 181 Einwohner 

b) 1945 (vor Kriegsende) = 761 Einwohner 

c) 1952 = 2761 Einwohner 

(davon etwa 2 000 Flüchtlinge) 

Seit dem 1. Januar 1952 sind nur noch 100 Einwohner neu 
zugezogen. 

Die ehemaligen Luftwaffengebäude auf dem Priwall konnten 
1300 Bewohner aufnehmen. Die übrigen Bewohner des Priwalls 
sind überwiegend in ehemaligen Sommer-, Wochendhäusern und 
anderen Behelfsbauten unter gebracht. Das Sdi wer ge wicht der 
Besiedlung ist daher nicht in der Verlegung von Dienststellen 
der ehemaligen Luftwaffe nach dem Priwall, sondern in dem 
Zuzug von Vertriebenen im Zusammenhang mit dem Zusammen- 
bruch zu suchen. Hieraus lassen sich jedoch keine Ansprüche auf 
Übernahme des Fährbetriebes auf den Bund oder auf Leistung 
von ])undeszuschüssen herleiten. Die Leistungen des Bundes für 
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Flüchtlinge und Vertriebene sind gesetzlich geregelt (Art. 120 GG, 
Erstes und Zweites Überleitungsgesctz). Die kommunalen Verkehrs- 
aufgaben, die sich aus der Unterbringung von Flüchtlingen er- 
geben, fallen nicht hierunter. Ähnliche Verkchrsaufgaben sind 
auch in anderen Flüchtlingsgebieten aufgetreten, ohne daß eine 
finanzielle Hilfe des Bundes gefordert worden ist. Nötigenfalls 
sind die erforderlichen Mittel im Wege des kommunalen Finanz- 
ausgleichs durch das beteiligte Land aufzubringen. 

Die Tatsache, daß die auf dem Priwall untergebrachten Flücht- 
linge und Vertriebenen auf die Verkehrsverbindung angewiesen 
sind, erhebt die Unterhaltung des Fährbetriebes nicht etwa zu 
einer gesamtstaatlichen Aufgabe. Daher wird auch der bisher vom 
ßundesminister für gesamtdeutsche Fragen auf Grund von poli- 
tischen Erwägungen ohne Anerkennung einer Rechtspflicht gezahlte 
Zuschuß für Freikarten auf die Dauer nicht beibehalten werden 
können. 

4. Der Anspruch der Hansestadt Lübeck auf einen Bundeszuschuß 
zu den Betriebskosten kann auch nicht auf § 55 des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden 
(RFAG) vom 27. April 1926 (RGBl. I S. 203) gestützt werden. 
Diese Vorschrift ist schon deshalb nicht anwendbar, weil der 
Stadt Lübeck weder durch Vertrag noch durch Gesetz oder 
Verwaltungsmaßnahmen des Bundes besondere Kosten erwachsen 
sind. 

Ich fasse daher meine Stellungnahme absciiließend wie folgt zusammen: 

a) Die Übernahme der Priwallfähren im Gebiet der Hansestadt 
Lübeclc' auf den Bund ist aus grundsätzlichen und rechtlichen 
Erwägungen nicht möglich, 

b) Bundesmittcl können für den Betrieb der Priwallfähren nach 
dem Grundgesetz nicht bercitgestellt werden. 

c) Die bisher durch den Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 
aus politischen Gründen gewährten Zuschüsse für die Freikarten 
laufen mit dem 30. September 1953 aus. 


Sdüitfer 



